
haben dürften. Denn unter der medialen
Oberfläche zeichnen sich Veränderun-
gen in den Tiefenstrukturen amerikani-
scher Politik ab, die sich auch bei uns,
auf der anderen Seite des Atlantiks, vor-
sichtig bemerkbar machen.

Was ist gemeint? Klischees, die wir in
Deutschland und Europa von amerikani-
schen Wahlkämpfen hegen und pflegen
und die wir mit dem Schlagwort von 
der „Amerikanisierung“ auf unser politi-
schen Systeme übertragen, zerschellen
an der politischen Wirklichkeit der ame-
rikanischen Präsidentenwahlen dieses
Jahres oder werden zumindest infrage
gestellt. Aus einem anderen Blickwinkel
und bewusst zugespitzt als gewagte
These gegen manche gängigen Inter-
pretationen formuliert: Die gerade abge-
laufenen Wahlen in den USA ähneln
eher deutschen und europäischen, als
dass sie den Stereotypen entsprechen,
die wir uns von der „Amerikanisierung“
der dortigen und unserer Wahlkämpfe
und Wahlen machen. 

Um was geht es konkret? Da geistert
kulturpessimistisch die Vorstellung von
der „Personalisierung“ der Wahlkämpfe
und der Politik generell durch die politi-
schen Feuilletons, aber auch durch poli-
tikwissenschaftliche Zeitschriften und
Handbücher. Auf Inhalte käme es nicht
mehr an. Programmatisch glichen sich
die Kontrahenten immer mehr, sie seien
zum Verwechseln ähnlich, ja austausch-
bar. Was sie unterscheidbar mache, das
seien die persönlichen Merkmale der
Spitzenkandidaten, deren Charisma, ih-
re Anziehungskraft auf Frauen oder Ju-
gendliche oder auch auf Facharbeiter,
ihre Fernsehwirkung – wirkt jemand ver-
trauenserweckend oder dandyhaft bor-
niert? Der erste Fernsehwahlkampf der
Geschichte lässt an dieser Stelle grüßen
mit seinem Mythos, Nixon habe die
Wahlen gegen Kennedy verloren, weil er
nicht richtig rasiert gewesen und deswe-
gen dunkel, griesgrämig, ja böse im Ver-
gleich zu dem strahlend jungen Senator
aus Massachusetts erschienen sei.

Natürlich: Persönlichkeiten spielen
eine Rolle in der Geschichte, selbstver-

Umschweife geraten, sich der neuen
Realität anzupassen und dem Wunsch
nach staatlicher Unabhängigkeit Adieu
zu sagen. Die Regierung in Podgorica ist
nach wie vor die einzige auf der Welt, die
Koštunica nicht offiziell anerkannt hat.
Allerdings spricht das staatliche Fernse-
hen Montenegros seit Mitte November
auf einmal vom „Präsidenten“ Koštuni-
ca.  Der zu diesem Titel gehörende Staat
Bundesrepublik Jugoslawien bleibt aber
unerwähnt. 

Serbiens Aufbruch in die Demokratie
steckt noch in den Anfängen. Größere
Turbulenzen stehen bevor. Bisher war
der friedfertige Verlauf die hervorste-
chendste Eigenschaft dieser Umwäl-
zung. Ob die Aktivisten von „Otpor“
ihren Bagger noch anwerfen müssen,
bleibt ungewiss. Verrosten lassen sollten
sie ihn keinesfalls, er könnte noch ge-
braucht werden.

Dušan Reljić

Die eigentliche Wahl

In der Tat: So spannend sind die ameri-
kanischen Präsidentenwahlen noch nie
gewesen wie die im Jahre 2000. Das im
Wahlkampf immer wieder beschworene
Kopf-an-Kopf-Rennen will und will nicht
aufhören – Finish hinter der Ziellinie. Die
äußerst knappen Entscheidungen zwi-
schen Kennedy und Nixon 1960, zwi-
schen Nixon und Humphrey 1968 und
zwischen Carter und Ford 1976 sind gar
nichts im Vergleich mit dem mehr als en-
gen Ausgang  zwischen Gore und Bush.

Doch hinter diesem Spektakel, das
nicht zuletzt dem unzulänglichen, über-
holten Verfahren bei Präsidentschafts-
wahlen geschuldet ist, verbirgt sich eine
andere Wahl und Wahlentscheidung, ei-
ne hidden election, die auf Trends hin-
weist, die in Zukunft große Bedeutung
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Dollar Steuerüberschuss im Bundeshaus-
halt zu verwenden seien. Bush plant 1,3
Bio. für Steuersenkungen, 457 Mrd. für
Sozialprogramme und den Rest für die
Absicherung der Rentenversicherung zu
verwenden, Gore hingegen nur 480 Mrd.
für Steuersenkung, 360 Mrd. für die Er-
weiterung von Medicare (Subventionie-
rung von Medikamenten für Menschen
mit niedrigem Einkommen), 870 Mrd. für
verschiedenste sozial- und innenpoliti-
sche Programme sowie den Rest eben-
falls für die Absicherung der Rentenver-
sicherung. (Übrigens: Soweit Außen-
und Sicherheitspolitik überhaupt eine
Rolle im Wahlkampf gespielt haben, wie-
derholte sich hier das gleiche Muster:
Bush argumentierte, die Vereinigen
Staaten sollten im internationalen Sy-
stem „bescheiden, aber stolz“ auftreten,
sich mehr zurückhalten als unter der
Clinton-Administration. Gore hingegen
plädierte für eine stärker interventionisti-
sche Rolle seines Landes.)

Vier „harte“ Politikbereiche standen
im Mittelpunkt der politischen Ausein-
andersetzung: die Reform des amerika-
nischen Bildungssystems, insbesondere
des primären und sekundären Bereichs,
die Verwendung des Steuerüberschus-
ses und damit verbundene mögliche
Steuersenkungen, die Reform des Ge-
sundheitssystems und schließlich die
Rentenreform. Die „weichen“, kultur-
kämpferischen Themen, die social issues
wie Abtreibung, formelle Anerkennung
homosexueller Partnerschaften, Todes-
strafe, Verbot von Pornographie oder
schärfere Kontrolle von Waffenverkauf
und -besitz wurden im Wahlkampf zwar
angesprochen, spielten aber eher eine
Nebenrolle.

Warum ist die viel beschworene „Per-
sonalisierung“ der Politik trotz des har-
ten Zweikampfes und trotz mancher
persönlicher Spitzen weitgehend ausge-
fallen? Es gibt gute Gründe dafür. Beide
Präsidentschaftsbewerber sind nicht aus
dem Holz gemacht, aus dem Charisma-
tiker geschnitzt werden: der eine steif,
musterschülerhaft und sehr kompetent,
der andere charmant, aber dabei recht

ständlich auch bei den Präsidentenwah-
len 2000. Das ist banal, wer wollte das
anzweifeln. Nur: In Umfrage auf Umfra-
ge haben im Herbst 2000 amerikanische
Wähler klar gemacht, dass es ihnen
primär auf die politischen Inhalte ankä-
me, die die Kandidaten verträten, nicht
auf deren Charakter- und Persönlich-
keitsmerkmale. 82 % der Wähler kann-
ten sich in den politisch-inhaltlichen Dif-
ferenzen zwischen dem Republikaner
und dem Demokraten aus. 

Wahlkampf um Inhalte

Tatsächlich haben beide Spitzenkandi-
daten und beide große Parteien scharf
unterscheidbare politische Programme
etwa in den Fragen vertreten, welche
Rolle der Sozialstaat künftig spielen sol-
le, ob und wie stark Steuern gesenkt
werden sollten, wie über den Bundes-
haushalt Prioritäten zu setzen seien, wie
die Rentenversicherung und die damit
verbundene Krankenversicherung  (Me-
dicare) bis zur Mitte dieses Jahrhunderts
abzusichern seien. Auf der einen Seite
stand George W. Bush, der Konservative,
in deutscher Begrifflichkeit: der Neolibe-
rale. Er propagierte deutliche Steuersen-
kungen, weitere Deregulierung, Ent-
staatlichung, Entbürokratisierung, Teil-
privatisierung (etwa der Sozialversiche-
rung). Dagegen auf der anderen Seite  Al
Gore, der Liberale, in deutscher Begriff-
lichkeit: der Sozialstaatler. Er verhieß
zwar auch, die Steuern zu senken, aber
längst nicht so drastisch wie Bush. Statt-
dessen plädierte er für den Ausbau be-
stehender und die Einrichtung neuer so-
zialstaatlicher Programme, Reform und
Effektivierung der Bundesbürokratie. 

Bush appellierte mit seinem Pro-
gramm vor allem an die weiße mittlere
und obere Mittelschicht, Gore an die un-
tere Mittelschicht und die Armutsbevöl-
kerung sowie an ethnische Minoritäten.
Konkrete inhaltliche Differenzen waren
zwischen beiden Kandidaten leicht aus-
zumachen, z. B. wie die für die nächsten
zehn Jahre prognostizierten 4,5 Bio.
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Bekanntlich fragen die Empiriker aus
Ann Arbor nach der Parteiidentifikation,
nach schwacher oder starker, oder da-
nach, ob sich jemand als Unabhängiger
begreift. Und eben diese Independents
gelten bei uns als Wechselwähler, wenn
sie denn wirklich zwischen den Parteien
bei den verschiedenen Wahlen wan-
dern. In den Vereinigten Staaten ist nun
der Anteil der Independents von 1952,
als die Michiganer zu forschen began-
nen, bis Mitte der 70er Jahre gestiegen,
nämlich von 9 auf 16 %. Seitdem war die
Zahl aber rückläufig, um schließlich wie-
der am Ausgangspunkt anzukommen. 

Konsequenz für Wahlkampfstrategen:
Der Wahlsieg hängt davon ab, ob die
Stammwähler mobilisiert werden. Der
Rat des „Economist“ an Bush und Gore
lautete entsprechend: „Soccer mums be
damned. Mobilising your troops might
be the hey“. Sinngemäß übersetzt: Ver-
gesst die Wechselwähler, bringt die ei-
genen Truppen ins Wahllokal. Und eben
dies geschah. Der Kampf um die Stamm-
wähler begann, Wechselwähler wurden
vernachlässigt. Gab es 1980 und 1984
Reagan-Demokraten und 1992 und 1996
Clinton-Republikaner, so fehlte die ent-
sprechende Spezies am 7. November
2000 fast vollständig. Noch jeder Wahl-
helfer von Bush oder Gore wusste:
Stammwähler über alles. Deswegen war
die Wahlhilfe durch die mit den Republi-
kanern bzw. mit den Demokraten sym-
pathisierenden Interessengruppen so
wichtig, sie appellierten an ihre Mitglie-
der und Freunde wählen zu gehen: Die
National Rifle Association und die Chri-
stian Coalition für den Republikaner, die
Gewerkschaften, die National Associati-
on for the Advancement of Colored Peo-
ple (NAACP), einige schwarze Kirchen
und mehrere Frauenorganisationen für
den Demokraten. 

Kein Wunder wie am Wahlabend das
Ergebnis aussah: George W. Bush hatte
die solide Mehrheit der Männer, der
Weißen und der Reichen hinter sich, Al
Gore die klare Mehrheit der Frauen, der
Schwarzen, der Latinos und derjenigen,
die im Jahr weniger als 50 000 Dollar

unbeholfen, kurz: zwei Typen von Mittel-
maß. Ferner haben die Amerikaner
schlicht und einfach genug nach den per-
sönlich-pikanten Eskapaden des schei-
denden Präsidenten Clinton; Solidität, ja
Langweile und „Moral“ sollten wieder
ins Weiße Haus einziehen – und beide
Spitzenkandidaten verhießen genau
das. Persönliche Attacken auf den jewei-
ligen Gegner wären wahrscheinlich zum
Schuss in den Ofen, zum Rohrkrepierer
geworden. Schließlich: Zweifel an der
Intelligenz des Gouverneurs aus Texas,
die sich schnell zu einem Gerücht und
Vorurteil, ja zu einem Handikap für ihn
hätten ausbreiten und verdichten kön-
nen, waren nach der ersten Fernsehde-
batte verflogen, da der Republikaner
sich entgegen den Erwartungen wacker
geschlagen hatte. Den Stoff für die Kon-
troverse lieferten also die politischen In-
halte. Und da die amerikanische Ökono-
mie  boomt, kam auch dieses, in Zeiten
wirtschaftlicher Verunsicherung die
Wahlkämpfe dominierende Thema („it's
the economy, stupid“) nicht auf die Ta-
gesordnung.

Wechselwähler

Dann findet sich in Deutschland wie in
Europa eine zweite Stereotype, die wir
ebenso liebevoll mit dem Etikett „Ame-
rikanisierung“ versehen, nämlich die
von den Wechselwählern. Deren Anteil
an den Wahlberechtigten steige und
steige, „Volatilität“ wachse ins Uner-
messliche. Die armen Parteiführer und
Wahlkampfmanager wüssten weder ein
noch aus, wie und wo sich Wähler ge-
winnen ließen. Deswegen seien sie auf
den Kampf um die Mitte, um die „neue
Mitte“ gekommen. Die Schwankenden
und Wankenden sollten eingefangen
werden. Um sie sei vor allem und zuerst
zu werben, so unser Klischee.

Es stimmt, dass die „Wechselwähler“
eine Erfindung der amerikanischen Poli-
tikwissenschaft sind, genauer: der so-
zialpsychologischen Schule der Wahl-
forschung der University of Michigan.
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schen Regierungssystems auf die Verei-
nigten Staaten zu projizieren, gleichsam
unser Klischee vom Parteienstaat den
USA überzustülpen. Als es in der Wahl-
nacht so aussah, als würde Bush ins
Weiße Haus einziehen und als hätten die
Republikaner ihre knappen Mehrheiten
in Senat und Repräsentantenhaus ver-
teidigt und damit die Periode des divi-
ded government beendet, hieß es aus
deutschem Journalistenmund fast ein-
hellig, nun würde Regieren in Washing-
ton einfacher. 

Nein, diese Interpretation ist falsch
und urdeutsch, sie verkennt die amerika-
nische politische Realität. Fraktionskohä-
renz ist dort noch immer ein Schimpf-
wort, von Fraktionsdisziplin oder gar 
-zwang ganz zu schweigen. Die Abge-
ordneten und Senatoren verstehen sich
primär als Abgesandte ihrer Wahlkreise
und Einzelstaaten, sekundär als Reprä-
sentanten partikularer Interessen, und
bestenfalls tertiär achten sie auf das na-
tionale Interesse und die Parteilinie. Das
politische Patt, das in den letzten drei
Jahren der Clinton-Präsidentschaft das
Verhältnis zwischen Weißem Haus und
Kapitol bestimmte, ist durch die Wahlen
nicht aufgehoben. Ein möglicher Präsi-
dent Bush muss sich im republikanisch
„beherrschten“ Kongress ebenso müh-
sam und von Gesetzesvorlage zu Geset-
zesvorlage seine Mehrheiten suchen,
Abstimmungskoalitionen schmieden 
– und gleichwohl könnte sich der Poli-
tikstillstand der letzten drei Clinton-Jah-
re fortsetzen. 

Zusammengefasst: So dramatisch die
Präsidentenwahlen und das Auszählen
des Wahlergebnisses abliefen, wir soll-
ten  uns von dieser bunten, hektischen,
nervösen Oberfläche nicht täuschen las-
sen. Auch wenn unsere Medien nicht
müde wurden zu betonen, im Kampf um
die Wechselwähler sei die Auseinander-
setzung zwischen George W. Bush und
Al Gore – typisch amerikanisch – perso-
nalisiert und emotionalisiert worden, so
sagt dies mehr über unsere Klischees
von der „Amerikanisierung“ als über die
politische Realität in den Vereinigten

verdienen. 90 % der Schwarzen, 63 %
der Latinos, 54 % der Frauen hatten für
Gore gestimmt, dagegen 53 % der Män-
ner und 53 % der Weißen für Bush. 

Vom Wahlkampf zum Klassenkampf
oder doch wenigstens zur Klassenspal-
tung? Kein Zweifel: Gespalten ist das
Land im Wahlverhalten, nämlich Män-
ner vs. Frauen, Weiße vs. Schwarze,
Land vs. Stadt, bevölkerungsarme vs.
bevölkerungsreiche Staaten, Reich vs.
Arm  –  die mittlere Mittelschicht und die
Vorstädte, die suburbs, sind genau in der
Mitte gespalten.

Zu dieser Spaltung passt, dass in den
Vereinigten Staaten in den 90er Jahren
sich ein echtes, bundesweites Zweipar-
teiensystem entwickelt hat. Bis zu die-
sem Zeitpunkt hatten wir regionale
Schwerpunkte der Parteien. So war in
den 70er Jahren der Süden im Prinzip re-
publikanisch, der Nordosten demokra-
tisch. Aufgrund der ideologischen Pola-
risierung zwischen Demokraten und Re-
publikanern in den 80er Jahren und
durch den Konflikt um den „Contract
with America“ zwischen dem Repräsen-
tantenhaussprecher Newt Gingrich und
Präsident Bill Clinton in dessen erster
Amtszeit hat sich ein um Konservatismus
einerseits und moderaten Liberalismus
andererseits konzentriertes Parteiensy-
stem entfaltet. Republikaner und Demo-
kraten stehen sich programmatisch und
inhaltlich mindestens so profiliert ge-
genüber wie Christ- und Sozialdemo-
kraten in Deutschland. Die Wähler wan-
dern deshalb seltener zwischen den La-
gern – eine Botschaft, die das Berliner
Willy-Brandt-Haus offenbar schon er-
reicht hat.

Ende des divided government

Auch wenn die Parteien in den Vereinig-
ten Staaten klarer voneinander abge-
grenzt sind und ideologisch und organi-
satorisch so geschlossen auftreten wie
seit den 60er Jahren nicht, sei doch aus
gegebenem Anlass davor gewarnt, Er-
fahrungen des deutschen parlamentari-
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Nizza eine große und einstimmige Pro-
klamation Europäischer Grundrechte
geben, so muß die Frage der Verbind-
lichkeit – vorläufig zumindest – zurück-
stehen.1

Aber sind das die Probleme, die die
Menschen in Europa betreffen? Zunächst
wohl kaum. Debatten und schließlich
Entscheidungen über die Ausgestaltung
des Instrumentariums der Politik, über
die Bauprinzipien der Demokratie be-
rühren (emotional) unmittelbar nie be-
sonders viele Menschen. Sie stellen aller-
dings die Voraussetzungen für konkrete
Politik bereit und beeinflussen so ganz
entscheidend, was künftig möglich und
machbar ist. Und das berührt die Interes-
sen der Menschen in Europa.

Für europäische Entscheidungen
braucht es europäische Entscheidungsin-
stanzen. Und: Wenn es um die Vertretung
des Volkes, der Bürger und Bürgerinnen
geht, dann haben sich sowohl die reprä-
sentative Demokratie, der Parlamentaris-
mus als auch Instrumente der direkten
Demokratie bewährt. Im Grunde ist es
erstaunlich, dies ausdrücklich anmerken
zu müssen, doch bislang hat der Prozeß
der Institutionenreform diese Erkenntnis
nicht wirklich zu Tage treten lassen. 

Gelten repräsentative Demokratie
und unmittelbare Entscheidungen des
Volkes als geeignete Methoden der In-
teressenvertretung, trifft das nicht nur
für die nationalstaatliche, regionale oder
kommunale, sondern ebenso für die eu-
ropäische Ebene zu. Die von Wissen-
schaftlern vielfach diskutierte Frage, ob
ein Raum wie die EU ohne europäische
Öffentlichkeit und ohne größere Ver-
bundenheit in der politisch-kulturellen
Entwicklung überhaupt eine repräsen-
tative Demokratie entwickeln, vertragen
oder nutzen könne, halte ich zwar im
Detail für interessant, jedoch für nicht

Staaten aus. In Wirklichkeit standen sich
in den USA zwei politische Konzepte,
zwei klar voneinander abgegrenzte Par-
teien, zwei sozial deutlich unterscheid-
bare Wählerkoalitionen gegenüber –
und sie haben das Land in zwei gleich
große Hälften geteilt. Zugespitzt formu-
liert und einseitig argumentiert, um wi-
der den Stachel gängiger Interpretatio-
nen und Vorurteile zu löcken: Diese so-
ziale und politische Spaltung des Landes
macht die eigentliche Wahl aus, die hid-
den election vom 7. November 2000.

Peter Lösche 

Europa 
ohne Souverän?

Europa steht vor der entscheidenden
Herausforderung, die Union erweite-
rungsfähig zu machen. Bloß: Was heißt
das? Schenkt man Medienberichten
Glauben, scheint die Erweiterungsfäh-
igkeit vor allem eine technokratische
Angelegenheit zu sein: Anzahl der Kom-
missare je Land, Stimmgewichtung im
Rat, Verhältnis von Parlamentssitzen zu
Bevölkerungszahl usw. usf. 

Weiters haben die europäischen
Staats- und Regierungschefs in Köln und
in Tampere entschieden, daß die EU eine
Grundrechte-Charta bekommen soll,
deren feierliche Proklamation in Nizza
ansteht. Bereits in Biarritz zeigte sich,
was schon im Grundrechtskonvent er-
kennbar war: Während sich sechs Staa-
ten (darunter Österreich) und die Kom-
mission klar für die Rechtsverbindlich-
keit der Charta aussprachen, erklärten
vier deutliche Vorbehalte dagegen (Dä-
nemark, Irland, Schweden, Vereinigtes
Königreich). Soll es im Dezember 2000 in
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1 Vgl. Wolfgang Däubler, In bester Verfassung.
Zur Verabschiedung der europäischen Grund-
rechte-Charta, in: Blätter“, 11/2000, S. 1315-1321
sowie den Wortlaut der „Charta der Grundrech-
te der Europäischen Union“ im Dokumententeil
derselben Ausgabe. – D. Red.


